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Vorwort

Die Debatte um Sarrazins Thesen hat deutlich
gezeigt, wie es mit der Integration bedeutender Teile der
muslimischen Migranten und ihrer Kinder in Deutschland aussieht. Sie
hat zuerst die tiefsten und radikalsten Einsichten, ob negativ oder
positiv, zum Vorschein gebracht und im grellen Licht der
Öffentlichkeit ausgebreitet. Von den Gutmenschen bis zu den
Rassisten, über die Multikulturalisten, Liberalen, Linken bis zu den
Nationalisten, alle waren beteiligt. Im Grunde genommen ist dies eine
demokratische Leistung, deren Verdienst allerdings nicht den
intellektuellen und politischen Kasten gebührt, sondern der
Bevölkerung, die den Meinungsumfragen und den Verkaufszahlen seines
Buches zufolge, hinter Sarrazin stand und damit verhinderte, dass er
mundtot gemacht wird. 


Sarrazin sprach offensichtlich
die Sorgen der Bevölkerung aus. Auf den Punkt gebracht bedeutet das,
dass die Bevölkerung nicht verstehen kann,
warum nach der Öffnung der deutschen Gesellschaft für die Migranten
in den letzten zwanzig Jahren, die Kinder bestimmter
Migrantengruppen, insbesondere von Türken und Arabern in der dritten
und vierten Generation, sich hartnäckig weigern, sich zu
integrieren.

Über die Schuldzuweisung
hinaus, ob die Migrationspolitik der Deutschen oder die Unwilligkeit
zur Integration der Migranten für diesen Zustand verantwortlich
sind, kam es dann irgendwie zu einem Konsens, wonach ein Großteil
der Muslime schon integriert sei, für den Rest aber dringend etwas
geschehen müsse. Die Integrationsbemühungen, die in der letzten
Legislaturperiode einen Höhepunkt mit dem Integrationsgipfel und der
Islamkonferenz 2006 erreichten, schienen zu erlahmen. Die
Sarrazindebatte gab ihnen einen neuen Impuls.

Eine Konsequenz dieser Debatte
war schließlich der Bruch der Tabuisierung, verkörpert in einer
Haltung von political correctness, die im Namen einer
gleichberechtigten Anerkennung und den Respekt vor allen Kulturen
jede wesentliche Kritik unterdrücken wollte. Der Versuch, Sarrazin
wegen seiner angeblich rassistischen Analysen, als Paria zu verbannen
scheiterte; im Gegenteil, eine sachliche Auseinandersetzung fand in
manchen großen Medien (z.B. der FAZ) statt und zeigte wie
irreführend der von Sarrazin angenommene Determinismus sei. Die
Öffentlichkeit konnte so erfahren, warum man sich auf diese
gefährliche Rutschbahn nicht begeben soll. Damit hat ein Teil der
hiesigen Medien ihre demokratische Aufgabe bestens erfüllt, im
Gegensatz zu den Multikulturalisten, die mit Verdammung und
pseudomoralischer Zensur jede konstruktive Diskussion der wirklich
brennenden Themen, die von Sarrazin zu Recht angesprochen wurden, zu
unterdrücken versuchten. 


Ihre Glanzleistung jedoch
erzielten die Multikulturalisten in der ersten Jahreshälfte 2010,
als sie einen Generalangriff gegen die Islamkritik starteten. Nicht
nur wollten sie den kritischen Geist erwürgen, sondern sie haben
bewusst seine Grundlage, die Aufklärung, diskreditiert. Mit dieser
Haltung leisten die Multikulturalisten keinen positiven Beitrag zur
Demokratie und noch weniger zur Integration der Migranten. Ihre
Vorstellungen, wonach die Anerkennung und der Respekt vor den
Kulturen zum Frieden in der Gesellschaft und Glückseligkeit der
Einzelnen führen werden, sind naiv und falsch. In der Geschichte und
in der Gegenwart wird wiederholt gezeigt, wie zerstörerisch die
kulturellen Identitäten sein können. 


In keinem islamischen Land
herrscht Religionsfreiheit nach demokratischen Maßstäben. In den
meisten islamischen Ländern werden ethnische und religiöse
Minderheiten unterdrückt und in manchen systematisch verfolgt. Mit
dem Siegeszug des so genannten „Islamischen Erwachens“ seit
Anfang der siebziger Jahre des letzten Jahrhunderts haben die meisten
islamischen Länder mehr oder weniger die Scharia als
Verfassungsgrundlage übernommen. Im Westen ist der organisierte
Islam überwiegend in den Händen der Islamisten. Er verwaltet die
Religion in den muslimischen Gemeinden und übt auf sie einen
entsprechenden Einfluss aus. 


Die Islamisten propagieren ein
Islamverständnis, das sich als alternativ zum demokratischen Staat
sieht und die Entstehung der Parallelgesellschaften begünstigt. Es
ist kein Zufall, dass Staaten wie Holland und Belgien von ihrer
Multikultipolitik abgerückt sind. Andere, wie Großbritannien, haben
ihre Migrationspolitik so verschärft, dass von Multikulti wenig
übrig geblieben ist. Auch traditionell offene
Gesellschaften wie Frankreich und die Schweiz haben inzwischen sehr
heftig auf die Muslime reagiert. Der durch die Sarrazindebatte
offenbarte Unmut der deutschen Bevölkerung den Muslimen
gegenüber passt in dieses Bild.

Man kann auf diese Entwicklung
natürlich nach Art der Multikulturalisten die Europäer als
Rassisten beschimpfen. Damit wird ein pseudomoralisches Gewissen
schnell zufrieden gestellt, der Integration dagegen wird dadurch
nicht geholfen. Die Integrationsarbeit ist langatmig und schwierig.
Sie ist eine gesamtstaatliche und -gesellschaftliche Aufgabe, zu der
auch die geistige Auseinandersetzung mit den undemokratischen
Ideologien gehört. Eine sachliche und offene Kritik am Islam in
seiner islamistischen, aber auch traditionellen Form ist
unerlässlich, um die ideologischen Hindernisse bei der Integration
abzubauen. Trotz der Tatsache, dass alle islamischen Staaten die
UNO-Menschenrechtskonvention unterschrieben haben, erkennen die
religiösen Vertreter des Islam nirgends in der Welt die
Menschenrechte außerhalb der Scharia sowie die Trennung zwischen
Staat und Religion an, auch nicht in Deutschland. 


Der Integrationsdiskurs wurde
Ende der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts zu einem
Islamdiskurs. Die Integrationssprache wurde von den Islamisten, die
inzwischen in den muslimischen Gemeinden den Ton angeben, mit einer
religiösen Sprache verschlüsselt, die die Dimension der
Desintegration verbirgt. Die muslimischen Kopftuchträgerinnen sagen
z.B., dass das Tragen des Kopftuches eine religiöse Pflicht sei. Der
Integrierer sieht sich dann mit mehreren Fragen konfrontiert: Ist das
ein Gottesdienst in der Öffentlichkeit und im Klassenzimmer oder ist
es ein Ausdruck der individuellen Religionsfreiheit nach Artikel
4 GG oder eine Einschränkung der Gleichheit zwischen Mann und
Frau nach Artikel 3 GG oder auch eine Verletzung der Menschenwürde
nach Artikel 1 GG? Für die Entschlüsselung dieser Aussage muss man
sich an die Religion wenden, um die Bedeutung des Kopftuches zu
erfahren. Das führt unvermeidlich zur Auseinandersetzung mit dem
Islam.

An dieser ideologischen
Auseinandersetzung war der Autor in den letzten zehn Jahren intensiv
beteiligt. Zusätzlich zu dutzenden Seminaren und Veranstaltungen zur
politischen Bildung hat der Autor über achtzig Vorträge gehalten,
von denen ein Großteil veröffentlicht wurde. Angeregt von den
Debatten des Jahres 2010 hat er eine Selektion von Artikeln und
Vorträgen zusammengestellt, die noch nicht veröffentlicht worden
sind und die wesentliche Aspekte der Auseinandersetzung mit dem Islam
abdecken. Dafür war es notwendig, einige schon veröffentlichte
Aufsätze in die Sammlung aufzunehmen. Der Bertelsmann Stiftung, der
Gazette München und dem Verlag Friedrich Pustet sei hier gedankt für
die Erteilung der entsprechenden Genehmigungen. 








Kritik der Islamkritik: eine Selbstdemontage

Erschienen in: Die Gazette,
München Herbst 2010, Nr. 27




Nach der Detonation der ersten Bomben von al-Qaida
vor zehn Jahren in Saudi-Arabien erkannten die Machtinhaber sofort
die Notwendigkeit der Auseinandersetzung mit der Ideologie des
Islamismus. Mit Sicherheitsmaßnahmen allein hatte der Staat kaum
eine Chance, des Terrorismus Herr zu werden. Es ging nicht nur darum,
die Terroristen zu fassen, sondern auch darum, den Nachschub an neue
Generationen zu unterbinden, um den Terror im Keim zu ersticken. 


Saudi-Arabien ist der
Hauptunterstützer des Islamismus weltweit. Die tragende Ideologie
des Staates bildet der Wahabismus, der als Erster schon am Ende des
18. Jahrhunderts das Eindringen der westlichen Moderne in die
islamische Welt bekämpfte. Er verurteilte die muslimischen Anhänger
der Moderne als Apostaten und erklärte ihnen den heiligen Krieg.
Dabei waren die Grenzen zwischen dem Dschihad und kriminellem
Terrorismus fließend, und solange die Gewalt gegen andere,
insbesondere gegen den Westen, gerichtet war, hatten die Herrscher am
Golf keinen Gewissenskonflikt. 


Selbst das nachdrückliche
Verlangen des Westens nach dem 11. September 2001, ihre Unterstützung
der Dschihadisten einzustellen, konnten sie erfolgreich mit dem
Argument abwehren, dass der Terrorismus nichts mit dem Islam zu tun
habe und in allen anderen Kulturen ebenso zu finden sei. Die
Terrorakte im eigenen Land zerstörten schließlich diese
Nichtbetroffenheit. Religion und Religionskritik rückten in den
Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Konferenzen wurden
organisiert wie 2003 in Mekka unter dem Titel Mäßigung gegen
Extremismus. Es sei, wurde argumentiert, zwischen einem radikalen
und einem gemäßigten Islam zu unterscheiden. Ersterer müsse
bekämpft und Letzterer gefördert werden. 


Man begann mit der Reform der
Schulprogramme, erkannte die Notwendigkeit der Kontrolle der
islamischen Gutachten (der Fatwas) und der Freitagspredigt sowie der
Zügelung der Fernsehmuftis. Eine schwierige Aufgabe ohne eine mit
Kirchenautorität ausgestattete Institution. Die Öffentlichkeit
wurde mobilisiert, und die öffentlichen Debatten verliehen der
Zivilgesellschaft eine immer größer werdende Bedeutung, wie
die folgenden Beispiele der letzten Zeit aus Saudi-Arabien zeigen. 


Der saudische Scheich Abdul
Rahman al-Barrak erließ im März 2010 eine Fatwa, mit der die Tötung
derjenigen gerechtfertigt wurde, die die Geschlechtermischung am
Arbeitsplatz oder beim Gebet fördern, weil sie durch ihr Verhalten
vom Islam abgefallen seien. Die ablehnenden Reaktionen in den Medien
waren heftig, und der oberste Muftirat des Königreichs schwieg, im
Gegensatz zu früher, als er diese Haltung immer verteidigt hatte.
Später, im Mai 2010, hat ausgerechnet der Chef der Religionspolizei
im Bezirk von Mekka, Scheich Ahmad ben Qasem al-Ghamidi, eine Fatwa
erlassen, in der er zum ersten Mal in Saudi-Arabien die
Geschlechtermischung rechtfertigte. Erstaunlicherweise erwiesen
sich Spekulationen über seine Entlassung später als falsch. 


Das saudische Ministerium für
religiöse Angelegenheiten ist dabei, 20.000 Prediger auszubilden,
die den ideologischen Kampf gegen den radikalen Islam aufnehmen und
den gemäßigten Islam als den wahren Islam verbreiten sollen.
Schließlich wurde Ende Juni 2010 ein Gesetz vor dem saudischen
Beratungsparlament – ähnlich unserem Parlament, aber ohne
Gesetzgebungskompetenz – zur Reglementierung der Fatwa-Tätigkeit
eingebracht, und am 13. April 2010 hat der oberste Gelehrtenrat eine
Fatwa erlassen, in der er die Finanzierung des Terrors verbietet und
unter Strafe stellt. Der Rat übt nicht nur in Saudi-Arabien, sondern
weltweit einen großen Einfluss aus. 


Ähnliche Beispiele finden wir
überall in der islamischen Welt. Sie zeigen, dass bedeutende Teile
der Muslime den Konflikt hauptsächlich auf der Ebene der Religion
ansiedeln, genau wie die liberalen Islamreformer vor ihnen. Anders
als die Islamreformer vermeiden sie jedoch die Auseinandersetzung mit
den überlieferten Grundlagen ihrer Religion, Sie begnügen sich
damit, gegen ein radikales Islamverständnis, das sie in den letzten
vierzig Jahren unterstützt oder mindestens toleriert haben, den
Kampf zu führen zugunsten eines moderaten Islams, der den Terror
ächtet und die friedliche Koexistenz der Völker respektiert. 


Während die Religionskritik in
den islamischen Ländern immer lauter wird, starteten ab Januar 2010
Feuilletonisten der großen deutschen Zeitungen eine Generaloffensive
gegen die Islamkritik. Das Ausmaß, die Heftigkeit und die
Irrationalität dieses Angriffs gegen diejenigen, die die
humanistischen Grundwerte verteidigen, sind schockierend. Noch
schwerer wiegt die Tatsache, dass die Angegriffenen hauptsächlich
Musliminnen sind: Necla Kelek, Seyran Ates und Ayaan Hirsi Ali –
Frauen, die nicht nur aus leidvoller Erfahrung, sondern auch von
ihrem beruflichen und wissenschaftlichen Kontext her mehr wissen über
das, wovon sie reden, als ihre Widersacher, die kaum jemals
Islamexperten sind. 


Man beginnt damit, die
Islamkritiker als „legitime Erben der Aufklärung“ in
Zweifel zu ziehen, und unterstellt ihnen einen „Fundamentalismus
des Geistes“ (Assheuer, Die Zeit), dann werden sie als „heilige
Krieger“ abgestempelt, die „von der Religion kategorisch
Selbstaufklärung fordern“ (Claudius Seidl, FAZ). Mit Thomas
Steinfeld (SZ) wird der Ton noch schärfer: Es handle sich um
„Hassprediger“, deren aufklärerischer Fundamentalismus kaum vom
islamischen Fundamentalismus zu unterscheiden sei. Wolfgang Benz
vergleicht die Islamkritiker lieber mit den Antisemiten (SZ). Birgit
Rommelspacher rückt sie in die Nähe der Rechtsradikalen (taz), und
weil es um Frauen geht, verpasst sie ihnen einen Extra-Fußtritt:
„kolonialer Feminismus“. Carolin Emcke beschimpft sie als
„liberale Rassisten“ (Die Zeit), sie würden den „Fremdenhass“
predigen, und Stefan Weidner kombiniert alle diese Elemente in einem
neuen Konzept als „Faschismus der Aufklärung“ (SZ). 


Auffallend ist das Ausmaß an
Hass und Aufgeregtheit. Nirgends ist eine sachliche Kritik
ersichtlich, die den Namen einer öffentlichen Debatte verdiente.
dass die meisten der genannten Feuilletonisten wenig vom Islam
verstehen, rechtfertigt in keiner Weise ihre Unterstellungen und
Manipulationen. Die Positionen der meisten Islamkritiker werden
karikiert, pauschalisiert und falsch wiedergegeben. Es ist
offensichtlich keine Debatte beabsichtigt, sondern, wie Regina Mönch
in der FAZ schreibt, den Islamkritikern einen „Maulkorb“ zu
verpassen. 


Erschreckend ist vor allem der
Versuch der Feuilletonisten, die Grundwerte der eigenen Gesellschaft
zu demontieren. Um den Einsatz der Islamkritiker zugunsten der
universellen Werte der Aufklärung zu diskreditieren, wird die
Aufklärung in die Schranken gewiesen, und ihre Werte werden
relativiert. So stellt Andrian Kreye in der SZ fest, dass die
Wertedebatte falsch sei, weil der Westen seinen „Wertekanon von
Freiheit, Gleichheit, Demokratie und Menschenrechten“ als
erstrebenswert für die gesamte Menschheit betrachte. Das sei ein
Trugschluss, denn „Freiheit und Demokratie sind keineswegs
Lebensformen, die in der islamischen Welt als höchste Stufe der
menschlichen Entwicklung angesehen werden. Die Trennung von Kirche
und Staat ist nicht vorgesehen.“ In dieser Patt-Situation solle man
nicht provozieren, sonst „wird aus der Schimäre des Kampfs der
Kulturen doch Realität.“ 


Kreyes Kollege Steinfeld (SZ)
meint, wer die „Grundbegriffe der Demokratie“ wie
„Glaubensartikel“ betrachte, handele wie ihre Gegner. Und
weil das so ist, gibt er uns den Rat: „Deswegen tut es den
‚demokratischen Grundwerten‘ gar nicht gut, wenn man sich mit
ihnen ‚identifizieren‘ soll. Nein, falls sie überhaupt je
funktionieren, dann als alltägliche Praxis, als gelebte Ordnung.“
Es ist dann in dieser Logik der Konfliktvermeidung
selbstverständlich, den Islam zu akzeptieren, wie er ist, und ihn
nicht mit unserem Wertekanon zu belästigen. Dazu Seidl in der FAZ:
„Schwerer wiegt schon die Forderung, der Islam solle sich
gefälligst endlich selbst aufklären; solle seinen Anspruch auf die
Scharia und das Supremat über den Staat aufgeben und die universalen
Menschen- und Freiheitsrechte anerkennen.“ 


Für Steinfeld stellen diese
Forderungen an die Muslime im Westen eine unerträgliche
„Zwangsmodernisierung“ dar. Statt auf Konfrontation müsse man
auf Toleranz setzen, von der Steinfeld einen kuriosen Aspekt
enthüllt: „Wer auf Toleranz beharrt, für den kann die Toleranz
nicht aufhören, wenn ein anderer nicht tolerant sein will.“ Josef
Joffe widerspricht in der Zeit: „Genauso gut könnte man fordern:
‚Gerechtigkeit für das Unrecht‘, ‚Freiheit für die
Unfreiheit‘, ‚Mitleid für die Mitleidlosen‘. Das hat Locke
nicht gemeint, als er in A Letter Concerning Toleration (1689)
die höchste Errungenschaft des Westens vorzeichnete: Das Bürgerrecht
dürfe nicht vom ‚richtigen‘ Glauben abhängen. Diese Trennung
hat die islamische Welt noch nicht vollzogen.“ 


Die Wertedemontage erreicht
schließlich ihren Höhepunkt mit Birgit Rommelspacher (taz), die die
Aufklärung geradezu kriminalisiert. Sie schreibt: „Deshalb setzen
die Säkularisten auch vor allem auf die emanzipatorische Kraft von
Aufklärung und Moderne. Allerdings müssten informierte und
kritische Menschen heute wissen, dass die Aufklärung nicht nur den
Ausgang ‚des‘ Menschen aus seiner selbst verschuldeten
Unmündigkeit beschert hat, sondern auch die Entmündigung von
Frauen, Sklaven und Besitzlosen. Sie hat diese Machtverhältnisse
fortgeführt, teilweise verschärft und vor allem neu legitimiert.“


Hierzu merkt Josef Joffe
kritisch an: „Es geht darum, ob die westliche Gesellschaft im
Verhandlungsprozess mit dem Islam zur Disposition stellen soll, was
ihren Kern ausmacht – oder härter: was diese Gesellschaft sich in
einem Meer von Blut und Tränen erkämpft hat. Torquemada war ein
Fundamentalist, Kant war es nicht – dazwischen steht ein gewaltiger
sittlicher Fortschritt.“ 


Warum manche Feuilletonisten
diese unglaubliche Selbstdemontage veranstalten, ist meines Erachtens
auf zwei Gründe zurückzuführen: ihr Verständnis der
Menschenrechte und die Ideologie des Multikulturalismus. 


Necla Kelek schreibt (FAZ): „Es
geht mir bei den zu verteidigenden Werten auch um die Würde, die
jeder Mensch hat.“ Keiner ihrer Widersacher benutzt diesen Begriff;
von lediglich zwei Feuilletonisten wird er jeweils kurz zitiert, um
gleich danach vernichtet zu werden. Anders steht es mit den Begriffen
Freiheit und Religionsfreiheit, die zuhauf vorkommen. Dieses
Missverhältnis verdeutlicht zwei verschiedene Gewichtungen der
Menschenrechte im Westen. Für die einen kommt die Freiheit zuerst,
das sind die Briten und die US-Amerikaner, wobei bei den Letzteren
die Religionsfreiheit an erster Stelle kommt. Die Verfassung der USA
(1787) hat bewusst auf die Menschenrechte verzichtet. Sie wurden
später eingeführt, gleich als Erstes das Recht auf
Religionsfreiheit mit dem Ersten Verfassungszusatz von 1791. Die
Bürgerrechte folgten erst 1868 mit dem 14. Verfassungszusatz.
Nirgends ist der Begriff Menschenwürde erwähnt; ähnlich bei den
Briten, die nicht nur den Begriff der Menschenwürde ignorieren,
sondern ihn sogar für gefährlich halten, weil er die Freiheit
einschränken kann. 


Für die anderen, also die
Kontinentaleuropäer und den Rest der Welt, kommt die Menschenwürde
zuerst. In der Präambel der Charta der Vereinten Nationen (1945)
bekräftigen diese den „Glauben an die Grundrechte des Menschen, an
Würde und Wert der menschlichen Persönlichkeit, an die
Gleichberechtigung von Mann und Frau.“ In der Europäischen
Verfassung (2004) steht in Artikel I: „Die Werte, auf die sich die
Union gründet, sind die Achtung der Menschenwürde, Freiheit,
Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der
Menschenrechte.“ Und Artikel 1 des deutschen Grundgesetzes (1949)
proklamiert: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu
achten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt.“
Die Freiheit kommt in Artikel 2.2 vor, wo es heißt: „Die Freiheit
der Person ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund
eines Gesetzes eingegriffen werden.“ 


Die Menschenwürde ist also
uneingeschränkt und wird durch die Menschenrechte wie Freiheit und
Gleichheit realisiert. Die Freiheit dagegen ist eingeschränkt,
selbst bei den Angloamerikanern, die auf deren Primat pochen. Das
gilt auch für die Religionsfreiheit. Vieles, was Bestandteil der
islamischen Scharia ist, wie z.B. die Polygamie, wird im Westen
überall strafrechtlich verfolgt. Am Beispiel des Kopftuchs wird der
Unterschied zwischen beiden Auffassungen deutlich. Der Islam
betrachtet den Körper der Frau, außer Händen, Füßen und Gesicht,
als Sexualobjekt und schreibt seine Verhüllung als religiöse
Pflicht vor. Die Islamkritiker sehen in der Reduzierung der Frau auf
ihre Sexualität eine Verletzung der Menschenwürde, die anderen
dagegen einen Ausdruck von Religionsfreiheit. 


Das Dilemma der Fürsprecher
des Freiheitsprimats liegt darin, dass sie sich für etwas einsetzen,
das sie nicht verwirklichen können. Die Freiheit ist eben nicht
uneingeschränkt, in allen Verfassungen dieser Welt ist sie mit
Gesetzesvorbehalt versehen. Eine Lösung für das Dilemma bietet
scheinbar der Multikulturalismus an, indem er die Kultur
einschließlich der Religion zum Grundwert erhebt. Die Anerkennung
der verschiedenen kulturellen Identitäten sei ein Grundrecht, und
eine wahre Anerkennung der Unterschiede bedeute die Anerkennung der
Gleichwertigkeit verschiedener Existenzweisen und die Aufforderung an
die Politik, die Gleichwertigkeit verschiedener Identitäten
anzuerkennen, lehrt uns Charles Taylor, der Philosoph dieser
Ideologie. Damit aber lösen sich die universalen Werte der
Aufklärung auf und es herrscht der reine Werterelativismus. Deshalb
ist es sinnlos, eine Reform des Islam einzufordern.

Die Feuilletonisten, als
angebliche kritische Verteidiger der Aufklärung, die, zur
Erinnerung, ihren Ursprung in der Religionskritik hatte, verwandeln
sich in unkritische Beschützer der Religion. Sie landen im Lager
Saudi-Arabiens, das in den letzten Jahren versucht, die Charta der
Vereinten Nationen dergestalt zu ändern, dass sie den Schutz der
Religion umfasst. Das würde das Ende der Menschenrechte bedeuten. 


Einen Erfolg hat Saudi-Arabien
schon erzielt: Gemeinsam mit weiteren 16 islamischen Staaten, die ein
Drittel der Mitglieder des UN-Menschenrechtsrates stellen, wurde 2006
in der Resolution zum Mandat des Berichterstatters des Rates eine
Klausel verabschiedet, die ihn verpflichtet, über Fälle zu
berichten, „in denen der Missbrauch der Meinungsfreiheit den
Tatbestand der rassistischen oder religiösen Diskriminierung
erfüllt.“ Udo Wolter (Jungle World) bemerkt dazu, dass hier „die
Religionskritik mit Rassismus gleichgesetzt wird.“ Im Rat wird
außerdem jede Kritik an der Scharia durch die Scharia-Staaten
abgeschmettert; dort heißt es nicht mehr, wie Wolter sagt, die Würde
des Menschen, sondern die Würde des Islam ist unantastbar. 
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In einem Interview vom 21. September 1998 stellte
die SZ Herrn Bubis, dem Vorsitzenden des Zentralrates der Juden in
Deutschland, folgende Fragen:

SZ:
Sie haben sich immer als deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens
verstanden. Das heißt, die Juden gehören dazu. Glauben Sie das
immer noch?
Bubis:
Zumindest würde ich es heute nicht so betonen. Es hat nämlich
nichts genutzt. Ich werde nicht so gesehen, und aufdrängen will ich
mich nicht.
SZ:
Wie wird Ignaz Bubis gesehen?
Bubis:
Israeli, Fremder, Ausländer, Gast.

Am 27. September fanden die Bundestagswahlen statt
und schienen Bubis zu widersprechen. Die Rechtsradikalen fielen
überall in die Bedeutungslosigkeit. Selbst im Lande
Mecklenburg-Vorpommern konnten sie nur 2,9 Prozent der Wählerschaft
gewinnen. Damit war auch der Protestcharakter der vorangegangenen
Wahlen von Sachsen Anhalt unterstrichen. Es stellt sich nun die
Frage, ob Bubis sich geirrt hat? Ob seine subjektive Wahrnehmung
seines sozialen Umfelds und der deutschen Gesellschaft falsch ist?
Ich meine, nein, Bubis hat sich nicht geirrt. Der Rückgang des
Rechtsextremismus allein bedeutet nicht eine Zunahme des
fremdenfreundlichen Lagers. Entscheidend ist die Bereitschaft den
Fremden zu akzeptieren.

Deshalb
werde ich zuerst auf die Problematik der Akzeptanz des Ausländers
von Seiten der deutschen Gesellschaft eingehen, um dann auf die
Haltung der Muslime zu kommen. In diesem Zusammenhang werde ich der
Rolle des Islam in der Frage der Integration oder Desintegration
meine Aufmerksamkeit widmen.



Die Akzeptanz der Ausländer

Die deutsche Bevölkerung wurde damals in den
fünfziger Jahren nicht gefragt, ob sie mit dem Holen von Millionen
von Gastarbeitern ins Land einverstanden wäre. Der Beschluss,
Gastarbeiter anzuwerben, wurde 1955 auf Wunsch der Wirtschaft trotz
einer Arbeitslosenquote von 5,2 Prozent gefasst (zum Vergleich: 1973
waren es 1,2 Prozent). Er fand ohne öffentliche Diskussion statt.
Die Gewerkschaften, die SPD und Teile der CDU, die ein Jahr früher
heftig dagegen waren, wurden vom Wirtschaftsminister Erhard
umgestimmt. Es kamen trotzdem wenige Ausländer, ihre Zahl erreichte
1961, als die massive Anwerbung von Arbeitskräften bevorstand, nur
686.100.1


Die Anwerbeabkommen der
sechziger Jahre fanden ebenfalls ohne öffentliche Diskussion statt.
Sie wurden diesmal von keinen politischen Auseinandersetzungen unter
Parteien und Gewerkschaften wie im Jahre 1954 begleitet. Das Handeln
der Exekutive fand scheinbar allerseits Zustimmung. Nach dem Bau der
Mauer im August 1961 riss der Strom der Flüchtlinge aus der DDR ab.
Gleichzeitig verlangte die boomende Wirtschaft immer mehr
Arbeitskräfte. Die Gastarbeiter schienen überall willkommen zu
sein. Sie würden zum Wohlstand der deutschen Bevölkerung beitragen
und so schnell wie möglich nach Hause zurückkehren, predigten die
Arbeitgeberverbände und die Politiker. 1964 wurde der einmillionste
Gastarbeiter in Frankfurt a.M. feierlich empfangen. Ein Jahr später,
zu einer Zeit, in der die Gastarbeiter sehr willkommen zu sein
schienen, zeigte eine Umfrage von EMNID im Dezember 1965, dass 51
Prozent der Deutschen eher dagegen waren, Gastarbeiter zu holen. Mit
der Rezession von 1966 verloren die ökonomischen Argumente an
Überzeugungskraft und die Ausländer stießen in der Bevölkerung
vermehrt auf Ablehnung. Nach einer Untersuchung von 1966 wurde in der
Presse über die Gastarbeiter fast dreimal so häufig negativ wie
positiv geurteilt, allein ein Drittel dieser Berichte beschäftigte
sich mit kriminellen oder sexuellen Sensationen.2
Mit der NPD, die 1966 und 1968 in sieben Landtage einzog, wurde zum
ersten Mal in der Nachkriegszeit die Fremdenfeindlichkeit öffentlich
und stieß auf breite Zustimmung. 


Das schnelle Ende der Rezession
beruhigte jedoch die Gemüter und die Rückkehr von circa 500.000
Gastarbeitern (46 Prozent der ausländischen Erwerbstätigen) in ihre
Heimatländer während der Wirtschaftskrise schien die Behauptung der
Wirtschaft zu bestätigen, wonach die Gastarbeiter nach Hause gehen
würden, wenn man sie nicht mehr braucht. Die Anwerbung ging danach
hemmungslos weiter. Von Ende 1967 bis Ende 1973, als der
Anwerbestopp verhängt wurde, stieg die Zahl der Ausländer von
1.806.700 auf 3.966.200. Innerhalb von fünf Jahren kamen 2.200.000
Menschen in ein Land, das nicht vorbereitet war, sie zu empfangen.
Man wollte angeblich nur Arbeitskräfte holen, es kamen aber
Menschen, wie eine Broschüre der SPD Anfang der 70er Jahre
entdeckte. 


Um diese Menschen zur
Höchstleistung zu bringen, begann die Wirtschaft, die Grundlagen der
von ihr propagierten Rotationspolitik zu unterlaufen. Aus
Kostengründen, die mit dem Anlernen neuer Arbeitskräfte anfallen,
war sie daran interessiert, die jährliche Auswechslung der
ausländischen Belegschaften (30 Prozent) zu vermeiden und setzte
sich für die Verlängerung der Aufenthaltsdauer ein. Sie förderte
auch die Anwerbung der Ehepartner der Gastarbeiter, um die
Betriebsbindung zu erhöhen, und wurde sogar durch den Staat
unterstützt, der sich davon eine soziale Stabilisierung durch die
bewährte Instanz der Familie erhoffte. Die vereinten Ehepartner
brachten verstärkt ihre Kinder in die Bundesrepublik oder zeugten
hier Nachwuchs. So entstand die so genannte zweite Generation.
Inzwischen war mit einer schnellen Rückkehr der Ausländer in ihre
Heimatländer nicht mehr zu rechnen, da die geringeren
Ersparnismöglichkeiten wegen hoher Lebenskosten und niedrigen
Einkommens einen längeren Aufenthalt erforderten. Eine
repräsentative Untersuchung der Bundesanstalt für Arbeit im Herbst
1968 ergab schon: 90 Prozent der Männer und 89 Prozent der Frauen
beabsichtigen, noch längere Zeit in der Bundesrepublik tätig zu
sein. 


Die Gastarbeiter begannen die
Arbeiterbaracken und Wohnheime zu verlassen (1962 lebten 2/3 der
Ausländer in Gemeinschaftsunterkünften) und suchten Wohnungen für
ihre Familien in den armen Bezirken der Großstädte, wo später ihre
Ghettos entstehen sollten. Diese Entwicklung führte dazu, dass
Wirtschaft und Politik ihr Versprechen an die deutsche Gesellschaft
nicht einhalten konnten. Sie hatten nämlich folgendes versprochen: 



		
	Wir holen Arbeitskräfte, weil wir sie für die expandierende
	Wirtschaft brauchen. Die Gastarbeiter werden unser
	Wirtschaftswachstum fördern.


		Gleichzeitig werden sie von
	den Ergebnissen des Wachstums weniger als die Deutsche profitieren.
	Da sie als Alleinstehende mit vorübergehendem Aufenthalt die
	Sozialkassen und die gesamte soziale Versorgung, vor allem die
	Renten, nicht in Anspruch nehmen können.


		
	Fazit: Die Beschäftigung von Ausländern kommt allen Deutschen
	zugute.




Das Versprechen erwies sich nur in einem Punkt als
zutreffend. Die Beschäftigung der Ausländer kam auf alle Fälle der
Wirtschaft zugute. Für die Gesellschaft zeichnete sich Ende der 70er
eine Entwicklung ab, die diese Rechnung stark in Frage stellte. Die
Verlängerung der Aufenthaltsdauer einerseits (Anfang 1972 waren 30
Prozent der Erwerbstätigen Ausländer seit über 7 Jahren in
Deutschland) und der Steigerung der Inanspruchnahme von
Sozialleistungen anderseits verursacht durch den Rückgang der
Beschäftigungsquote unter Ausländern (von 80 Prozent in 1961 auf 65
Prozent in 1970) sowie die Zunahme der Zahl der Kinder, die
Kindergärten und Schulplätze benötigten (Schulbesuche:
1965/35.100, 1970/158.000, 1975/393.000), löste 1970 eine Debatte
über Vor- und Nachteile der Ausländerbeschäftigung aus, die immer
heftiger wurde. Kosten-Nutzen-Abwägungen wurden erstellt. Die
Rechnung sah folgendermaßen aus: Die Ausländer lieferten ihre
Arbeitskraft in ihren besten Arbeitsjahren ab. Weil sie nun ihren
Aufenthalt verlängerten, werden sie wahrscheinlich die sozial
kostenintensiven Lebensabschnitte Kindheit, Jugend und Alter
auch hier verbringen. Auf diese Weise wird die Gesellschaft die
Profite der Wirtschaft langfristig teuer bezahlen. Ein Zeitgenosse
beschreibt die Debatte: 


Landauf und -ab gab es ein großes
Augenreiben. „Hierbleiben“ hatte jemand gesagt: die Gäste wollen
nicht wieder gehen. Wo gibt es denn so etwas. Hier und da sprach
sogar jemand von Einwanderern. Aber aus den Reihen der
Verwaltungschefs wie der Unternehmer kamen beschwichtigende
Worte: Die BRD sei natürlich kein Einwanderungsland, keine Sorge,
man werde schon wieder lüften, wenn es zu sehr nach Knoblauch
riecht.3


Nachdem der Autor auf die Verlogenheit dieser
Aussagen eingegangen ist, schreibt er:



Dabei wäre es gewiß kein Beinbruch,
eine Masseneinwanderung, die nur noch mit unmenschlichen Methoden
wieder rückgängig zu machen ist, einzugestehen, bekanntzugeben und
zu regulieren. So neu ist die Sache mit den Ausländern auch nicht.4


In Deutschland war sie angeblich neu. Ulrich
Herbert spricht in seiner Geschichte der Ausländerbeschäftigung in
Deutschland 1880 bis 1980 von der Fiktion der
Voraussetzungslosigkeit, unter der die Ausländerbeschäftigung in
der Nachkriegszeit wieder aufgenommen wurde. Diese Fiktion wurde
dadurch erzeugt, dass zwischen der Phase des Zwangsarbeitereinsatzes
zwischen 1939 und 1945 und den Gastarbeiteranwerbungen ab 1960 eine
Unterbrechung entstand. Nach dem Zweiten Weltkrieg haben Länder wie
Frankreich und Großbritannien für ihren Wiederaufbau eine
regelrechte Einwanderungspolitik betrieben. In der Bundesrepublik
bestand diese Notwendigkeit nicht. Die Ende des Krieges repatriierten
elf Millionen Zwangsarbeiter wurden bis zum Mauerbau 1961 durch circa
14 Millionen deutsche Vertriebene, SBZ-Flüchtlinge und Aussiedler
ersetzt. Diese bildeten Ende der 50er Jahre mit ihrem Nachwuchs ein
Viertel der Gesamtbevölkerung Westdeutschlands. Deutschland war
damit nicht nur reichlich mit Arbeitskräften versorgt, sondern hatte
bis spät in den 50er Jahren ein Arbeitslosenproblem. Deutschland war
auch in dieser Zeit weitgehend ethnisch rein.




Der Ethno-Nationalismus

So
gesehen waren die Deutschen unter sich und haben ohne Fremdeinwirkung
das Wirtschaftswunder vollbracht. Eine Verbindung zwischen der
Gastarbeiterpolitik der 60er Jahre und der Fremdarbeiterpolitik der
40er Jahre wollten sie nicht herstellen. Mit der Anknüpfung an die
ethnisch-nationalistische Tradition hatten sie dagegen keine
Probleme. Nicht nur waren die alten Gesichter wieder überall zu
sehen (Justiz, Wirtschaft, Wissenschaft usw.), sondern
es wurde auch die alte Gesetzgebung im Namen der im Grundgesetz
vorgesehenen Rechtskontinuität (Art.123) reaktiviert. Die
Ausländerpolizeiverordnung von 1938 wurde wieder in Kraft gesetzt,
bis sie 1965 vom Ausländergesetz abgelöst wurde. Das Reichs- und
Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913 blieb ständig in Kraft und gilt
noch heute. Beide stellen die Abstammung in den Vordergrund. Selbst
das Grundgesetz schlägt eine Brücke zu dieser Tradition, indem es
im Artikel 116 für die Definition des Deutschen neben den
Staatsangehörigen die Volksangehörigen einschließt. Im Artikel 116
GG ist zwar nur die Rede von Flüchtlingen und Vertriebenen deutscher
Volkszugehörigkeit, die in den Grenzen des Deutschen Reiches lebten,
eine Erweiterung auf andere Gruppen der selben Volkszugehörigkeit
war nicht auszuschließen und wurde auch vorgenommen. Im
Bundesvertriebenen- und Flüchtlingsgesetz von 1953 wurde der Status
eines Vertriebenen in §1 auch auf Personen ausgedehnt, die 


nach Abschluß der allgemeinen
Vertreibungsmaßnahmen die zur Zeit unter fremder Verwaltung
stehenden deutschen Ostgebiete, Danzig, Estland, Lettland, Litauen,
die Sowjetunion, Polen, die Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien,
Bulgarien, Jugoslawien oder Albanien verlassen haben.5


Anhand
dessen war es möglich, bis 1996 circa 3,6 Millionen Aussiedler
aufzunehmen.

Den
Begriff Ethno-Nationalismus, den ich hier verwende, werde ich in
einem Vergleich mit dem französischen Modell erläutern. Das in der
französischen Revolution wurzelnde Verständnis der Nation wurde von
Ernest Renan als „Willensgemeinschaft“ definiert. Infolge von
Herder und Meinecke verstehen die Deutschen die Nation als
„Herkunftsgemeinschaft“ mit einer kulturellen Tradition. Richard
Münch schreibt: 


Im ersten Fall kann jeder Franzose sein,
der sich die Prinzipien der Republik zueigen macht, im zweiten Fall
kann Deutscher nur sein, wer seine ethnische und kulturelle Herkunft
nachweisen kann. Nach dem französischen Modell kann die Einheit von
Staat und Nation mit ethnischer Heterogenität einhergehen, im
zweiten Fall nicht. Im Falle Frankreichs entstand aus einem
multi-ethnisch zusammengesetzten Staat eine Nation, im Falle
Deutschlands aus einer ethnischen und kulturellen
Herkunftsgemeinschaft ein Staat.6

Aus
diesem Grunde sind in Deutschland Nationalität und
Staatsangehörigkeit nicht deckungsgleich.7
„Ausländer“ und „Inländer“ sind rechtliche Begriffe, die
die Rechtsposition von Personen bezeichnen; sie zielen nicht auf
ethnische und kulturelle Unterschiede.8
So haben die Bayern und die Preußen die gleiche Nationalität, waren
aber vor 1871 füreinander Ausländer. Umgekehrt waren die Polen in
den von Preußen annektierten polnischen Westgebieten Inländer, sie
hatten trotzdem keine deutsche Nationalität.9
Dieses Verständnis des Nationalstaates impliziert zwei Arten von
Ausgrenzung: eine staatliche gegenüber Ausländern, die bei allen
Nationalstaaten üblich ist, und eine zweite ethno-kulturelle
gegenüber ethnischen und anderen Minderheiten nach innen, die ihre
Integration in das nationale Gemeinwesen erschwert oder verhindert.
Das Beispiel der Juden in Deutschland ist wohl bekannt.

Mit diesem Selbstverständnis –
die Nachkriegsgeneration wird erst ab 1968 ein neues Verständnis
einführen – haben die Deutschen die Gastarbeiter empfangen. Das
gab ihnen die Gelegenheit, ihre Überlegenheitsgefühle bestätigt zu
bekommen. Und viele dachten tatsächlich trotz der krassen
Ausbeutungssituation, dass sie mit dem Holen der Gastarbeiter eine
Entwicklungshilfe leisteten und dass deswegen die Ausländer dankbar
sein sollten. Die Beschäftigung der Gastarbeiter ermöglichte vor
allem eine überlegene soziale Stellung für niedrigere deutsche
soziale Schichten. Es kam, wie es heißt, zu einer Unterschichtung.
Friedrich Heckmann fasst das Phänomen wie folgt zusammen: Zwischen
1960 und 1970 stieg die Gesamtzahl der abhängig Beschäftigten
geringfügig an. Die Gastarbeiter besetzten 2,7 Millionen
Arbeiterstellen und verdrängten entsprechend soviel Deutsche. In
demselben Zeitraum nahm die Zahl der Angestellten um 2,3 Millionen
zu. Diese Zunahme muss also vor allem aus dem Überwechsel aus
Arbeitertätigkeiten erfolgt sein.10

Mit
dieser Einstellung war es natürlich nicht zu erwarten, dass die
entfachte Debatte 1970 über den Nutzen der Gastarbeiterbeschäftigung
in eine Einwanderungspolitik mündet. Deutschland ist halt nicht
Schweden, das angesichts der steigenden Ausländerzahlen 1974
beschloss, ein Einwanderungsland zu werden, um die Ausländermigration
besser kontrollieren zu können. Zwei Jahre später teilte die
Politik jedoch nicht mehr den Optimismus der Arbeitgeber. Der
Arbeitsminister Arendt erklärte im März 1972: 


Steigende Ausländerzahlen und längere
Aufenthaltsdauer führten zugleich zu erhöhten privaten und
öffentlichen Anwendungen für Eingliederungs- und berufliche
Strukturmaßnahmen. Irgendwo werde dann der Punkt erreicht, wo die
Nachteile die Wachstumsvorteile aufzehrten.11


Der
Wendepunkt in der Ausländerpolitik fand im folgenden Jahr statt, als
Bundeskanzler Willy Brandt in seiner Regierungserklärung vom Januar
1973 die Notwendigkeit betonte 


dass wir sehr sorgsam überlegen, wo die
Aufnahmefähigkeit unserer Gesellschaft erschöpft ist und wo soziale
Vernunft und Verantwortung halt gebieten.

Das
sind Worte, die wir seit dem unzählige Male von allen Regierungen
jeder Couleur gehört haben. Die im selben Jahr eingetretene Ölkrise
lieferte nur den Vorwand für die Verhängung des Anwerbestopps. Man
rechnete damit, dass die Ausländer wie bereits 1967 wieder nach
Hause gehen würden. Um die Auswanderung zu beschleunigen, wurde die
Arbeitsverwaltung angewiesen das Inländerprimat (§19 AFG) bei der
Arbeitsbeschaffung strikter anzuwenden, um die Ausländer aus dem
Arbeitsmarkt zu verdrängen. Das Ergebnis war katastrophal. Es gelang
zwar innerhalb von zwei Jahren bis September 1975 die Zahl der
erwerbstätigen Ausländer von 2,6 Millionen auf 2 Mio.
zurückzuschrauben, 600.000 wurden aus dem Arbeitsmarkt verdrängt,
sie gingen aber nicht in ihre Heimat zurück. Sie blieben hier und
noch mehr: sie holten ihre Frauen. Das führte zu höheren
Geburtenzahlen. 17,3 Prozent alle Neugeborenen hatten im Jahre 1974
ausländische Eltern, bei einem Ausländeranteil von 6,7 Prozent an
der Gesamtbevölkerung. Alle Maßnahmen, die die Regierung in den
70er Jahren ergriff, scheiterten wegen Konzeptlosigkeit und
Aktionismus. Die Verdrängungspolitik hatte das Gegenteil dessen
erreicht, was sie beabsichtigte. Die Ausländerzahl stieg von 1973
bis 1982 um 700.000 auf 4.666.917. Als die SPD langsam die Einsicht
gewann, dass mehr Integrationspolitik notwendig wäre, musste sie
abdanken. 


Mit der
CDU/CSU und FDP an der Macht war eine Integrationspolitik nicht mehr
auf der Tagesordnung. Ziel war es, die Ausländer loszuwerden.
Diejenigen von ihnen, die sich assimilieren ließen, waren jedoch
willkommen. Die Pläne der Regierung wurden durch ein Phänomen, das
sich ab 1973 abzeichnete und zu einer Masseneinwanderung führte,
durcheinandergebracht: das Asylrecht. Der Anwerbestopp führte dazu,
dass immer mehr Arbeitsmigranten den Weg des Asylrechtes beschritten,
um Einzug ins Bundesgebiet zu erlangen. Anfang der 80er Jahre mussten
sogar die Wohlfahrtsverbände und die Kirchen, die eigentlich den
Flüchtlingen wohlgesonnen sind, zugeben, dass jeder vierte
Asylantrag einen Asylmissbrauch darstellt. Auf dieser Weise war es
der Politik ein leichtes, gestützt auf die niedrigen
Anerkennungsquoten die Flüchtlinge zu diffamieren und zu
kriminalisieren und beide Problematiken, die der Ausländer und die
der Flüchtlinge, zu vermischen. Deshalb betraf die immer
wiederkehrende Asyldiskussion an erster Stelle die Ausländer. Der
Asylkompromiss von 1993 sorgte für Ruhe an der Asylfront und das
AuslG von 1990 brachte einige Verbesserungen für die inzwischen
dritte Generation der Ausländer. In Richtung Integration wurden aber
keine ernsten Schritte unternommen. Hauptziel war und blieb die
Rückführung der Ausländer in ihre Herkunftsländer. 


In der Zwischenzeit hatte sich
auch das Bild des Fremden geändert. Seit 1955 war Ausländer Synonym
für Italiener. Ende der 60er bildeten die Türken die größte
Ausländergruppe. Im Laufe der 70er Jahre schieden die EG-Ausländer
aus und wurden als separate Gruppe rechtlich und sozial besser
gestellt, so dass Ausländer Synonym für Türke wurde. Ab Mitte der
80er Jahre und verstärkt in den 90er verwandelte sich der Türke in
einen Muslim und Ausländer wurde eher Synonym für Muslim. 


Wie man
sieht, außer wenigen Jahren in den 60ern, als die Ausländer aus
wirtschaftlichen Zwängen eher geduldet als erwünscht waren, hat die
deutsche Gesellschaft die Ausländer nie gewollt und akzeptiert.
Mitte der 70er Jahren verbreitete sich die Ausländerfeindlichkeit
und nahm mit der steigenden Arbeitslosigkeit immer zu. In der zweiten
Hälfte der 80er Jahre trat der Rechtsextremismus wieder auf die
politische Bühne und radikalisierte die Auseinandersetzung. Man
schritt von der verbalen Aggressivität zur Gewalttat. Die
Wiedervereinigung machte die Gewaltanwendung gegen Ausländer zum
Alltag, bis heute noch. Das Verbleiben der Ausländer in Deutschland
ist nicht zuletzt dem Einsatz der Demokraten und Liberalen, der
Humanisten und der Kirchen, die selten eine gesellschaftliche
Mehrheit erreicht haben, aber dafür lautstark in die Öffentlichkeit
auftraten und oft mit Erfolg ins Gewissen der ablehnenden Mehrheit
einredeten, zu verdanken. Mit der Zunahme des Asylmissbrauches
und der Masseneinwanderung nach dem Zerfall des Ostblocks verloren
sie bedeutend an Einfluss.



Die Haltung der Muslime

Die Islamisierung der
Muslime in Deutschland ist hauptsächlich eine Reaktion auf die
ablehnende Haltung der deutschen Gesellschaft ihnen gegenüber.
Deshalb war sie nicht von Anfang an vorhanden, sondern das Ergebnis
einer Entwicklung, die man in drei Phasen aufteilen kann.

In
der ersten Phase, die vom Beginn der Anwerbung bis zum Anwerbestopp
geht (1961-1973), entsprach ihre Haltung den Erwartungen der
Deutschen. Die Muslime, die hauptsächlich aus Türken bestanden,
waren froh, hier arbeiten zu dürfen, und mehr als die Deutschen
bereit, schmutzige und schwere Arbeit anzunehmen sowie viele
Überstunden zu leisten. Schließlich wollten sie hier kurz bleiben,
viel Geld sparen, um sich in der Heimat eine bessere Existenz
aufbauen zu können. Deshalb verzichteten sie auf einen besseren
Lebensstandard und versuchten, billig zu leben. 2/3 von ihnen wohnten
1962 in Gemeinschaftsunterkünften und 90 Prozent waren zwischen 20
und 40 Jahre alt. Sie hatten und suchten keine Kontakte zu den
Einheimischen und waren an Politik und Gewerkschaftsleben nicht
interessiert. Auf eins wollten jedoch viele nicht verzichten: die
Erfüllung ihrer religiösen Pflichten. So wurden die ersten
Gebetsräume in den Betrieben errichtet. Mit dem Verlassen der
Baracken Ende der 60er wurden Gebetsräume in privaten Wohnungen und
Fabrikgebäuden angemietet. An die religiösen Bedürfnisse der
Ausländer hatte man offensichtlich gar nicht gedacht. Ein
Zeitgenosse schreibt 1972:




Aus welchen Gründen auch immer: In Deutschland schweigt man darüber,
dass Jugoslawen, Türken und Griechen, dass Spanier und Italiener so
oder so beten, nicht alle, aber immerhin. Auch dieses Schweigen und
Verschweigen bewirkt, dass die Fremden fremd bleiben.12

Besonders
über den Islam gab es kaum Informationen. In einer 134 Seiten
starken Berliner Senatsbroschüre mit dem Titel Ratgeber für
türkische Arbeitnehmer werden Zoo und Sternwarte
selbstverständlich erwähnt, man findet aber keinen einzigen
Hinweis auf eine Moschee oder einen Gebetsraum. Die christlichen
Ausländer wurden mit der Zeit auf die eine oder andere Weise von
deutschen Kirchen unterstützt. Dagegen kümmerte sich niemand um die
Muslime, auch ihre Landsleute nicht. 


Die ab
1954 in verschiedenen deutschen Städten vorhandenen Studentenvereine
gingen davon aus, dass der Aufenthalt der eingetroffenen Gastarbeiter
vorübergehender Natur ist und kümmerten sich nicht um sie. Dieselbe
Haltung hatte die 1962 gegründete Türkische Studenten Föderation
ATÖF, bis sie 1972 im Linksextremismus versank und an Bedeutung
verlor. Die 1961 unter den Gastarbeitern entstandenen
Arbeitervereine, sie zählten 1963 schon 19 Vertretungen, waren
politisch und religiös neutral und beschäftigten sich nur mit den
sozialen Belangen ihrer Mitglieder. In dieser Phase und wegen des
kurzen Charakters ihres Aufenthaltes duldeten die Muslime die
Diskriminierung und die Benachteiligung, denen sie ausgesetzt waren
als unvermeidliche Nebenerscheinung ihrer Beschäftigung und hatten
viel Achtung und Respekt vor den Deutschen, die sich dadurch in ihrem
Überlegenheitsgefühl bestätigt fühlten. 


Mit der
Verlängerung der Aufenthaltsdauer änderte sich diese Haltung; damit
kommen wir zur zweiten Phase, die mit dem Anwerbestopp beginnt. Der
Familiennachzug vor allem der Kinder deutete darauf hin, dass die
Muslime beabsichtigten, sich für eine längere Zeit in Deutschland
zu etablieren. Sie verwandelten sich von rotierenden Arbeitskräften
in Einwanderer. Entsprechend waren auch ihre Erwartungen. Sie waren
nicht mehr bereit, die Diskriminierung und die Benachteiligung
hinzunehmen. Sie suchten die Integration und erstrebten immer mehr
eine Gleichbehandlung mit den Einheimischen. Die politischen
Organisationen, die überall entstanden, spiegelten vor allem die
politische Landschaft in der Türkei wider und führten dieselben
Auseinandersetzungen wie in der Heimat. Die demokratischen und linken
Organisationen befassten sich zusätzlich mit den
Integrationsproblemen ihrer Landsleute und verlangten für sie mehr
Rechte und eine Gleichbehandlung mit den ansässigen Deutschen. Man
wollte keine Assimilation, sondern die Aufhebung der Schranken, die
im Ausländer- und Arbeitsrecht die Gleichstellung verhinderten. Man
glaubte an das demokratische deutsche System und hielt eine
Integration unter den herrschenden Gesetzen ohne Aufgabe der eigenen
Kultur für möglich, im Gegensatz zu den Behörden, die die Aufgabe
der eigenen Kultur als Voraussetzung für die Integration verlangten.
Das Thema der eigenen Kultur, vor allem des Islam, der weitgehend die
Kultur der Muslime prägt, das Thema der Religion überhaupt, wurde
von diesen Organisationen, die bis Mitte der 80er Jahren die
politische Szene dominierten, vermieden. Sie vernachlässigten damit
die kulturellen und religiösen Bedürfnisse ihrer Landsleute. 


Dieses
Versäumnis erlaubte den Islamisten, sozusagen in die Lücke zu
springen und in den Gemeinden der Muslime Fuß zu fassen. Als erste
wurde die Süleymanli-Bewegung aktiv und gründete unter dem Namen
Islamisches
Kulturzentrum
verschiedene
Moscheen (1972 Münster, 1973 Köln). Sie übernahm als erste
islamische Gruppe die religiöse Betreuung der türkischen
Gastarbeiter und führte Korankurse durch.13
1975 kamen die islamischen Kulturzentren in Köln zusammen und
gründeten im Auftrag des Oberhaupts der Süleymanli-Bewegung, Kemal
Kacar, den Verband
der Islamischen Kulturzentren e. V.
Bald folgten andere islamische Organisationen dem Beispiel. Im selben
Jahr wurde die Organisation
der Nationalen
Sicht in Deutschland
und 1977 im Auftrag von Necmettin Erbakan (MSP) die
Türkische
Union in Europa
gegründet. Beide Organisationen sind politisch verwandt und bildeten
später die islamische Gemeinschaft Milli Görüs. 


Von Mitte
der 70er Jahre bis Mitte der 80er Jahre nahm die Zahl der
islamistischen Moscheen und Vereine enorm zu. Ihre Mitglieder und
Sympathisanten sind zum großen Teil jedoch nicht als extremistisch
einzustufen. Es sind Menschen, die an erster Stelle ihre religiösen
Bedürfnisse befriedigen wollen. Es zeichnete sich allerdings eine
neue Tendenz ab, die den ansetzenden Zulauf zu den Islamisten
erklärt. Die fortdauernde Ablehnung der deutschen Gesellschaft, die
sich nun klar in einer offenen Fremdenfeindlichkeit ausdrückte, die
Enttäuschung der Hoffnungen auf Integration, die infolge des
Kühn-Memorandums 1979 geweckt wurden, veranlassten viele zum Rückzug
in die eigenen Gemeinschaften, wo sie das vertraute, heimatliche
kulturelle Ambiente wiederfanden. So wechselten sie von den
liberalen, auf Integration gerichteten Organisationen zu den
Islamisten, die das Heimatliche bewahrten. Auf die Ausgrenzung der
deutschen Gesellschaft begannen sie mit der Selbstabgrenzung zu
antworten. Dieses Phänomen sollte sich in der dritten und letzten
Phase noch verstärken und sich zur dominanten Form der Beziehung
zwischen Minderheit und Mehrheitsgesellschaft entwickeln.

In dieser
dritten Phase, die Mitte der 80er Jahre beginnt, trat die zweite
Generation auf den Plan. Anders als ihre Eltern waren sie hier
geboren und aufgewachsen und genossen in unterschiedlichem Maße eine
deutsche Sozialisation. Ihre Bereitschaft, die Ausgrenzung zu
akzeptieren, war viel geringer als bei ihren Eltern. Entsprechend
groß war ihre Reaktion. Als in der zweiten Hälfte der 80er Jahre
die Rechtsextremisten an Stärke gewannen, entstanden die
ausländischen Jugendbanden – zum Erstaunen der Politik, die davon
ausging, dass die zweite Generation sich automatisch integrieren
würde. Die zweite Generation wandte sich an die Islamisten, wo sie
eine kulturelle Identität suchte, die ihnen von der deutschen
Gesellschaft vorenthalten wurde. Auf diese Weise haben die
islamistischen Vereine und Organisationen für immer mehr Muslime die
Funktion der Identitätsherstellung und -erhaltung übernommen. Bald
wurde die Gründung von Dachverbänden erforderlich. Im Jahre 1986
wurde der Islamrat gegründet. Zu ihm gehören elf Bundes- und sechs
Landesverbände. Der Islamrat ist von Milli Görüs dominiert und
wird von der Refah-Partei von Erbakan unterstützt.

Nach der
deutschen Wiedervereinigung und der unseligen Asyldebatte Anfang der
90er Jahre vollzog sich ein Bruch mit der Mehrheitsgesellschaft. Die
Selbstabgrenzung gewann eine Dimension, die an eine Abspaltung
grenzt. Die Türken begannen immer heftiger, für sich den Status
einer Minderheit zu reklamieren, sie versuchten sogar eine
Türkenpartei zu gründen und radikalisierten ihre Islamisierung. Der
fortschreitende Zuwachs der Islamisten führte zur Gründung eines
weiteren Dachverbandes: Im Jahre 1994 wurde der „Zentralrat der
Muslime in Deutschland“ gegründet. Ihm gehören 18
Dachorganisationen an. Er unterscheidet sich vom türkisch geprägten
Islamrat durch seine Multinationalität. Er wird hauptsächlich von
den arabischen Muslimbrüdern geprägt und von Saudi-Arabien
gesteuert, genauso wie das kurz darauf entstandene „Islamische
Konzil in Deutschland“, das einen Begegnungsraum für alle
islamistischen Richtungen und Verbände darstellt.

Die
Islamisten hätten die islamische Szene fest in der Hand gehabt, wäre
die „Türkisch-islamische Union der Anstalt für Religion e. V.“,
kurz DITIB, nicht 1982 gegründet worden. DITIB vertritt
ausschließlich den türkischen Staatsislam mit dessen
laizistischen Prinzip der Trennung von Staat und Religion und wird
daher von keiner der anderen islamischen Organisationen in
Deutschland anerkannt. DITIB ist trotzdem der größte islamische
Verband im Bundesgebiet, er
vertritt nach manchen Einschätzungen etwa die Hälfte aller
türkischen Muslime. In Berlin z.B. hatte die islamische Föderation,
die 1980 gegründet worden ist und sowohl personell als auch
programmatisch von Milli Görüs bestimmt ist, die Kontrolle über
fast alle Berliner Moscheen. Als DITIB 1982 in Berlin gegründet
wurde, konnten sie über die Hälfte der Moscheen für sich gewinnen.
Anfang der 80er versuchte Saudi-Arabien über die bei ihm ansässige
Islamische Weltliga, DITIB zu unterwandern. Circa 400 Imame, die
normalerweise nur vom türkischen Staat besoldet werden, erhielten
geheime monatliche Zuwendungen in Höhe von 1.100 $ pro Person aus
saudi-arabischen Quellen. Der Journalist Ugur Mumcu,
der diesen Skandal aufdeckte, wurde 1993 umgebracht.14

Die
Bedeutung von DITIB sagt wenig über die Verbreitung des Laizismus
unter den Türken. Die islamistischen Aktivisten sind zwar in anderen
Vereinen engagiert, die islamistische Grundeinstellung ist trotzdem
überall zu finden. Es ist nicht allein Innensenator Schönbohm, der
sich in manchen Berliner Vierteln wie in einem fremden Land fühlt.
Wenn ich heute Neukölln besuche, wo ich bis vor sechs Jahren zehn
Jahre lang mein Büro hatte, erkenne ich die Gegend nicht wieder. Das
Straßenbild ist von den Kopftüchern geprägt. Ich schätze, dass 80
bis 90 Prozent der türkischen und arabischen Frauen verschleiert
sind. In Kreuzberg, wo die deutschen Ausländerfreunde zum großen
Teil wohnen oder wohnten, wurde zuletzt auf einer Tagung im Zentrum
Moderner Orient in Berlin über Stadtplanung berichtet, wie die
Deutschen aus dem Bezirk massenweise ausziehen, weil das
Zusammenleben mit den Ausländern so schwierig geworden ist. Das
Thema der Spaltung in der Gesellschaft beschäftigt inzwischen
intensiv die Wissenschaft. War bis Ende der 80er Jahre fast
ausschließlich die Problematik der Integration Objekt der
wissenschaftlichen Forschung, so steht in den 90er hauptsächlich die
Frage der Desintegration im Mittelpunkt. 


Mit dem
Aufschwung der Globalisierung nach dem Zerfall des Ostblocks und mit
der Notwendigkeit der Eingliederung von 18 Millionen Ostdeutschen in
die Bundesgesellschaft nach der Wiedervereinigung, die beide zusammen
Millionen von Menschen in die Arbeitslosigkeit schickten, ist die
Toleranzgrenze der Deutschen für den Ausländer stark abgesunken.
Das Eintreffen von Hunderttausenden von Flüchtlingen nach dem Fall
der Mauer 1989 reichte aus, um eine Atmosphäre des Terrors und der
Angst zu verbreiten, die von pogromartigen Ausschreitungen begleitet
wurde, und die Selbstabgrenzungsbestrebung der Ausländer verstärkte.
In den 90er Jahren erleben wir eine Verhärtung der Fronten. Es
bleibt zu untersuchen, welche Rolle der Islam in dieser Verhärtung
spielt.

Islam und Integration

Ich vermeide es, den Begriff
Islam anzuwenden, weil es den Islam genau so wenig gibt wie
das Christentum. Es gibt viele Konzeptionen des Islam, die von
liberalen und modernen Interpretationen eines Nasr Hamed Abu Zeid in
Ägypten oder eines Mohammad Charour in Syrien bis zu den
fundamentalistischen und konservativen Konzeptionen eines Sayyed Qutb
in Ägypten oder Ayatollah Khomeini im Iran und al-Maududi in
Pakistan gehen. Sie sind die drei Hauptfiguren des modernen
Islamismus. Ich habe auch bewusst den Begriff Islamisten anstatt
islamischer Organisationen verwendet, weil die islamische Landschaft
von den Islamisten, wenn auch nicht organisatorisch (wegen der
Konkurrenz des DITIB und anderen säkularen Organisationen), so doch
geistig die islamische Szene beherrschen. Es sind letzten Endes die
Milli Görüs mit der Unterstützung der Refah-Partei Erbakans und
die Muslimbrüder mit der Unterstützung von Saudi-Arabien, die das
Sagen haben. Saudi-Arabien unterstützt auch Erbakan und so schließt
sich der Kreis. Diese Grundkonstellation bildet das Fundament,
auf dem ein Dschungel von Vereinen, Organisationen, Dachverbänden,
Stiftungen usw. entstanden ist und die einen falschen Eindruck von
Vielfalt und Pluralismus vermitteln. Zusätzlich muss man noch das
„Islamische Zentrum Hamburg“, das von Iran unterstützt ist,
erwähnen. Das Zentrum koordiniert die Tätigkeit des schiitischen
Fundamentalismus. 


Die
Islamisten streben die Errichtung eines reinen islamischen Staates
an, wie er angeblich im 7. Jahrhundert, zur Zeit Mohammads und
der ersten vier Kalifen, geherrscht hat. Deshalb betreiben sie eine
Islamisierung der sozialen Verhältnisse überall, wo sie sich
befinden. In Europa nutzen sie die demokratische Freiheit, um in
dieser Richtung Etappensiege zu erringen. Der Kampf um das Kopftuch
ist einer davon, wird aber von vielen europäischen Liberalen nicht
so gesehen. Das Missverständnis ist darauf zurückzuführen, dass
die Islamisten die Taqiyya betreiben. Taqiyya heißt: die wahren
Absichten verstecken. Schon Ende der 70er Jahre, als die
antisemitischen und rassistischen Lerninhalte, die die Imame der
Süleymali-Bewegung an ihren Koranschulen verbreiteten, öffentlich
bekannt wurden, stellte der DGB fest: 


Mit ihrer nach außen dargestellten
überparteilichen Haltung und Vermeidung von Gewaltakten sowie
Demonstrationen konnten sie gutwillige Deutsche, offizielle Stellen,
und Kirchen täuschen.

Das
beschränkt sich nicht auf diese Bewegung allein. Alle benutzen die
Unkenntnis der Deutschen, um öffentlich anders aufzutreten, als sie
wirklich sind. Dieses Verhalten ist eine reale Bedrohung für eine
demokratische Gesellschaft, deren Existenz und Legitimation von der
Gewährleistung eines offenen Dialogs abhängt. Eine konspirativ
handelnde Gruppe kann leicht viele Menschen täuschen, wie hier im
Falle des Kopftuches, das von den unterstützenden Liberalen als
freie persönliche Entfaltung betrachtet wird, wie es Frau Ludin
selber im letzten Sommer oft genug wiederholt hat, ohne darauf zu
achten, dass sie ihre persönliche Entfaltung nur als religiöse
Entfaltung versteht. Sie sagt: 



Da gibt es eine Kleidernorm. (Im Islam) Und da ich selbst
praktizierende Muslima bin, in allen Bereichen meines Lebens, gehört
für mich die Kleidung auch dazu. Das ist für mich ein Teil vom
Ganzen.

Das
heißt, dass sie auch in der Schule, wo eine Neutralität verlangt
wird, ihre Religion durch die Kleiderordnung praktizieren will.

Mit
solchen Absichten ist es verständlich, dass die Islamisten an der
Integration nicht interessiert sind. Über die Ziele der von Milli
Görüs dominierten Türkischen Union in Europa z.B. schreibt Ertekin
Özkan, nachdem er feststellt, dass sie die westlichen bürgerlichen
Gesellschaftsformen total ablehnen: 


Das wichtigste Merkmal dieser Gruppe ist
die Ablehnung der „Integration“ der türkischen
Arbeitsimmigranten in der Bundesrepublik Deutschland, die Betonung
der Unterschiede zwischen Islam und Christentum und die Vermittlung
eines Bedrohungsgefühls an die türkischen Arbeitsimmigranten. Die
Anpassung an die deutschen Lebensgewohnheiten wird von der Türkischen
Union in Europa e.V. als „Verrat am Islam“ bezeichnet.“15


Mit
solchen Zielen ist es verständlich, dass sie einen offenen Dialog
vermeiden. Die Öffentlichkeit ist für sie dann interessant, wenn
sie für die Verwirklichung ihrer Ziele zu mobilisieren ist. So kennt
inzwischen jeder den Artikel 4 des Grundgesetzes über die
Religionsfreiheit, der angeblich das Tragen des Kopftuches an der
Schule rechtfertigen soll. Vom Artikel 3 GG, der unmittelbar davor
kommt und die Gleichstellung von Mann und Frau festschreibt, nehmen
sie keine Notiz. Auch nicht von Artikel 140 GG, der den bekannten
Artikel 4 ergänzt. Dieser Artikel besagt, dass die Artikel 136 bis
139 und Artikel 141 der Weimarer Verfassung Bestandteil des GG sind.
Diese Artikel regeln die Beziehungen zwischen Kirche und Staat. Sie
sind den Islamisten sicherlich bekannt, weil sie sich seit zwei
Jahrzehnten, um die Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen
Rechtes bemühen (Art. 137). Interessant für uns ist aber Artikel
136, der die rechtlichen Prioritäten in der Gesellschaft definiert: 


Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen
Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der
Religionsfreiheit weder bedingt noch beschränkt.


Mit
anderen Worten das bürgerliche Recht hat den Vorrang und nicht das
religiöse. Deshalb haben wir ja schließlich einen säkularen Staat.



Die Ablehnung der Integration, die sich dafür einer archaischen Form des Islam bedient, hat sicherlich mehr mit der angesprochenen Klientel als mit der Religion zu tun.
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